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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 25/15 BH 
 
L 4 R 2082/15 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 R 4319/12 (SG Heilbronn) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. November 2015 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 14. August 2015 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat mit einem von ihm unterzeichneten, am 20.10.2015 beim Bundessozialgericht 

(BSG) eingegangenen Schreiben (FAX) vom selben Tage für das Verfahren der Beschwerde 

gegen die Nichtzulassung der Revision in dem ihm am 20.8.2015 zugestellten Urteil des Lan-

dessozialgerichts Baden-Württemberg vom 14.8.2015 die Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung 

(ZPO) kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe be-

willigt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 

Für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Beiordnung eines Rechts-

anwalts zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision ist 

nach der Rechtsprechung des BSG und der anderen obersten Gerichtshöfe des Bundes Vor-

aussetzung, dass der (grundsätzlich formlose) Antrag auf Prozesskostenhilfe nebst der Erklä-

rung zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen auf dem dafür vorgeschriebenen 

Erklärungsformular (§ 117 Abs 2 bis 4 ZPO) bis zum Ablauf der Beschwerdefrist eingereicht 

werden. 

 

Diesen Anforderungen ist der Kläger nicht nachgekommen. Die Beschwerdefrist endete einen 

Monat nach Zustellung des Urteils, also am 21.9.2015 (§ 160a Abs 1 S 2, § 64 Abs 2 und 3 

SGG). 

 

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe (dem auch keine Erklärung zu den persönlichen und wirt-

schaftlichen Verhältnissen beigefügt war) ist jedoch erst am 20.10.2015 - mithin verspätet - beim 

BSG eingegangen. Anhaltspunkte für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 67 SGG) 

sind insoweit nicht ersichtlich. 

 

Da dem Kläger keine Prozesskostenhilfe zusteht, kann er auch nicht die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beanspruchen (vgl § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

